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Nach dem vorläufigen
Scheitern der europäi-
schen Verfassung steckt
die Europäische Union in
der Krise. Die Suche nach

einem Ausweg beschäftigt nicht nur die
Regierungen der Mitgliedstaaten, sondern
auch jene, die mit ihrem Nein der Verfas-
sung eine Abfuhr erteilt haben. Nicht, weil
sie keine guten Europäer sind, sondern
gerade weil sie für ein gemeinsames Europa
sind. Ihre Vertreter, darunter auch zahl-
reiche Mitglieder meiner Fraktion, trafen
sich am letzten Juni-Wochenende in Paris.
Wir waren uns – wie im Übrigen die
Mehrheit der Mitglieder der PDS-Delegation
im EP – einig, dass die Krise uns große
Chancen bietet, Alternativen aufzuzeigen
für eine Neuausrichtung des europäischen
Integrationsprozesses, und zwar unter
breiter Bürgerbeteiligung. Es ist Zeit für
mehr Demokratie. Dabei steht im Mittel-
punkt: Was wollen wir für ein Europa? Was
heißt das für die europäischen Institu-
tionen? Was heißt das dann für den Verfas-
sungsprozess und die damit verbundene
Verfassung der EU? Welche Rechte sind den
Menschen in der EU zu gewähren, damit sie
in Würde leben können? Wir wollen eine
EU, in der es sozialer, gerechter, ökologi-
scher und friedlich zugeht. In der nicht über
die Köpfe der Bürger hinweg entschieden
wird, sondern die Bürger selbst entschei-
dende demokratische Mitsprache- und
Kontrollrechte haben. Eine EU, deren
Entscheidungen transparent und nachvoll-
ziehbar für alle sind. In der Diskussion darf
es keine Tabus geben. Auf den Prüfstand
gehören nicht nur die neoliberale Wirt-
schafts-, sondern auch die Fiskal- und Geld-
politik. Dass es auf dem jüngsten Gipfel der
Staats- und Regierungschefs in Brüssel zu
keiner Einigung über den künftigen Finanz-
rahmen der EU gekommen ist, hat doch
gezeigt, dass man zwar die Gemeinschaft
erweitern will, aber nicht gewillt ist, das
notwendige Geld aufzubringen, um eine
erfolgreiche Integration der im letzten Jahr
hinzu gekommenen Mitglieder sowie der
weiteren Beitrittskandidaten zu gewährlei-
sten. In einer gemeinsamen Erklärung
haben wir uns u. a. darauf geeinigt, dass
am 14. und 15. Dezember 2005 europa-
weite Aktionstage unter dem Motto »Für ein
anderes Europa!« und am 4. März 2006 in
der gesamten Union europäische Bürgerver-
sammlungen stattfinden werden, die gleich-
zeitig für eine Teilnahme am Europäischen
Sozialforum in Athen werben sollen.

Zeitenwende in Europa
Von Dr. Helmuth Markov, MdEP,

und Andreas Wehr

Das Non in Frankreich und das Nee in den
Niederlanden hat Europa schlagartig verän-
dert. Viel mehr ist geschehen als „nur“ die
Ablehnung des Verfassungsvertrages. Die
klaren Entscheidungen können Ausgangs-
punkt für ein anderes Europa werden. Die
herrschende neoliberale Ausrichtung der
europäischen Politik steckt in der Krise.

Die Linke hat in den jeweiligen Kampa-
gnen gegen den Verfassungsvertrag eine
wichtige Rolle gespielt. In Frankreich war
es die Kommunistische Partei, die bereits
früh über die neoliberalen und die weite-
re Militarisierung Europas begünstigen-
den Inhalte der geplanten Verfassung in-
formierte. Aber auch die Mehrheit der so-
zialistischen und grünen Wähler stimmte
mit Nein. Am Ende waren es mehr als

15.422.000 Bürgerinnen und Bürger, die
sich hinter dem Non versammelten.

Entscheidend ist, dass sich in den Kam-
pagnen viele Menschen intensiv mit den
Angelegenheiten der Europäischen Union
beschäftigten. Unzählige Diskussionsver-
anstaltungen fanden statt. Über Wochen
waren die Spalten der Tageszeitungen mit
Analysen der Verfassung gefüllt. Fachlite-
ratur über Europa führte die Bestsellerlis-
ten an. Die Referenden in Spanien, Frank-
reich, den Niederlanden und jetzt in Lu-
xemburg haben zu einer beispiellosen
Aussprache der Völker über europäische
Angelegenheiten geführt. Vor diesem Hin-
tergrund wiegt es um so schwerer, dass
der deutschen Bevölkerung die Möglich-
keit zur Abstimmung verweigert wurde.
Weder die rotgrüne Bundesregierung
noch die CDU/CSU-Opposition hatten je-
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Wie weiter
mit der EU-

Verfassung?
Von Dr. Sylvia-Yvonne Kaufmann,

MdEP

Auf dem Brüsseler EU-Gipfel wurde auf-
grund des französischen und niederländi-
schen Nein vereinbart, den Ratifizierungs-
prozess der Verfassung mit einer „Denk-
pause“ zu verbinden. Auf einem Sonder-
gipfel im Juni 2006 soll dann entschieden
werden, wie es weitergeht – und das ist
derzeit völlig offen. Eindeutig ist hingegen,
dass der neoliberale europäische Main-
stream, aber auch jener schräge Chor di-
verser Europagegner, die die EU lieber heu-
te als morgen zum Teufel jagen würden, die
eigentlichen Gewinner des Nein sind. So
wurde Tony Blair, der „Meister des Libera-
lismus“ in Europa, in den Sattel gehievt. Er
ist angetreten, um den politischen Rückbau
der EU zu organisieren, und zwar hin zu ei-
ner gut geölten Freihandelszone mit be-
schränkter sozialer Haftung. Profiteure des
Nein sind das Kapital und die Multis, die die
Verfassung eh nie wollten und nun begin-
nen, sie zu filetieren. Thomas Straubhaar,
Leiter des Hamburgischen Welt-Wirt-
schafts-Archivs, brachte das in der „Welt“
vom 21. Juni auf den Punkt: „Mit der Ver-
fassung wären wir zum heutigen Zeitpunkt
über das Ziel hinausgeschossen. Aus Sicht
der Wirtschaft haben wir in der Tat genug
Europa. Der Binnenmarkt und die Wirt-
schafts- und Währungsunion reichen aus.
Mehr Europa hieße mehr Harmonisierung
und damit weniger Wettbewerb“.

In der Tat benötigt das Big Business nur
den selbstgesteuerten Binnenmarkt, den

einst Maggi Thatcher maßgeblich voran-
trieb. Deutsche Bank, Europäische Zen-
tralbank und liberale Vorreiter wie Graf
Lambsdorff hatten stets beklagt, dass die
Verfassung ordnungspolitisch gefährlich
sei, zu viele soziale Anspruchsrechte ent-
halte, die Tarifautonomie stärke und über-
zogenen Sozialstandards das Wort rede.
Diese „Giftzähne“ können nun entfernt
werden. FDP-Chef Westerwelle müsste
sich dann nicht mehr vor einer „sozialisti-
schen Verfassung“ fürchten.

Das alles wird auf Kosten der arbeiten-
den Menschen gehen, zumal Blair vor al-
lem den Arbeitsmarkt deregulieren will.
Die EU soll ein marktliberaler Wirtschafts-
standort mit engen Bindungen an die USA
werden. Eine Verfassung, die auf demo-
kratische Gestaltungsmacht abzielt sowie
auf Sozialpolitik und Solidarität zwischen
den Mitgliedstaaten orientiert, stört dabei

nur. Mit dem neoliberalen Durchmarsch
winken Manchester-Kapitalismus sowie ei-
ne protektionistische Restdemokratie. Um-
schrieben wird das als Deregulierung – und
von Blairs Chorknaben in CDU/CSU und
FDP bereits populistisch als Kampf gegen
Brüsseler Bürokratie und Zentralismus so-
wie eine ausufernde Erweiterung verkauft.
Was dabei von der Verfassung übrig bleibt,
ist absehbar – solange die Linke nicht be-
reit ist, wenigstens ihre Fortschritte zu ver-
teidigen.

Sylvia-Yvonne Kaufmann ist
Vizepräsidentin des Europäi-
schen Parlaments, Mitglied im
Ausschuss für Konstitutionelle
Angelegenheiten und stellver-
tretendes Mitglied im Aus-
schuss für die Freiheiten und
Rechte der Bürger, Justiz und
Innere Angelegenheiten

skaufmann@europarl.eu.int

mals ein ernsthaftes Interesse daran, dies
mit Hilfe einer Grundgesetzänderung
möglich zu machen. Und dennoch wuchs
in den letzten Monaten das Interesse an
dem Verfassungsvertrag auch in der Bun-
desrepublik. Überall, wo die Inhalte des
Verfassungsvertrages näher bekannt wur-
den, wuchs auch die Ablehnung.

Dieses Interesse und diese Politisierung
müssen wach gehalten werden. Es geht
um die Beibehaltung der Dynamik der In-
fragestellung des neoliberalen Europas.

Die Linke hat daher kein Interesse, dass
die noch ausstehenden Referenden in ver-
schiedenen Mitgliedstaaten abgesetzt wer-
den. Denn nur aus der Mobilisierung der
breiten Bevölkerungsmassen kann Neues
entstehen, kann die so dringend notwen-
dige Kursänderung der europäischen Poli-
tik durchgesetzt werden.

Die PDS-Delegation im Europäischen
Parlament wird die vom Europäischen Rat
ausgerufene „Zeit der Reflexion“ nutzen,
die auf europäischer Ebene betriebene Po-

litik zu kritisieren, und sie wird zugleich
aufzeigen, dass Alternativen dazu möglich
und realisierbar sind. 
Helmuth Markov ist Mitglied
im Ausschuss für internationa-
len Handel und Stellvertreten-
des Mitglied im Ausschuss für
Verkehr und Fremdenverkehr,
Mitglied im nichtständigen
Ausschuss zu den politischen
Herausforderungen und Haus-
haltsmitteln der erweiterten
Union 2007-2013.

hmarkov@europarl.eu.int

Verfassungsreferenden in Frankreich und den Niederlanden

Die Motive der Neinsager
Rangfolge der am häufigsten genannten Gründe (Eurobarometer Umfragen)

Frankreich: 54,7 % Nein Niederlande: 62,8 % Nein

1 negativ für die Beschäftigung zu wenig Information,
Verfassungstext undurchschaubar

2 Arbeitslosigkeit Verlust nationalstaatlicher Souveränität 
befürchtet

3 Verfassung zu neoliberal Protest gegen bestimmte Parteien/Regierung

4 zu wenig „soziales Europa“ EU zu teuer

In Frankreich wie in den Niederlanden wurde das „Nein“ vor allem von den abhängig Be-
schäftigten und Erwerbslosen getragen (Frankreich: 76 % bei den Arbeitern, 55 % bei den
Angestellten, Niederlande: 78 % bei den Arbeitern, 60 % bei den Angestellten). Ebenso von
den Wählern der linken Parteien (Frankreich: 61 % der Anhänger von Sozialisten und Grünen,
95 % der Anhänger von PCF und radikalen Linken; Niederlande: 63 % der Anhänger der so-
zialdemokratischen PvdA, 87 % der Anhänger der Sozialistischen Partei, aber nur 46 % bei
Groen Links). In Frankreich fühlte sich die große Mehrheit der Anhänger des „Nein“ gut in-
formiert, 83 % von ihnen sprachen sich für die europäische Integration aus und 66 % für das
Projekt einer EU-Verfassung – nur eben nicht diese.

Zeitenwende in EuropaFortsetzung von Seite 1
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Von Sahra Wagenknecht, MdEP

„Öffentliche Dienste und Leistungen der
öffentlichen Daseinsvorsorge sind ein un-
verzichtbares Instrument, um die Grund-
rechte jeder und jedes Einzelnen in plura-
listischen Demokratien zu gewährleisten
sowie den sozialen und territorialen Zu-
sammenhalt der Gesellschaft zu fördern.“
So heißt es in der Potsdamer Erklärung
der linken Fraktion im Europäischen Par-
lament aus Anlass einer Konferenz zur EU-
Liberalisierungspolitik.

Doch die Bereiche der Daseinsvorsorge
sind zugleich lukrative potentielle Märkte
für das immer neue Anlagemöglichkeiten
suchende Kapital. Deshalb stehen vor al-
lem die kommunalen Leistungserbringer
unter einem ständigen Druck der europäi-
schen Politik, die in erster Linie diese Kon-
zerninteressen vertritt. Angegriffen wird
dabei von verschiedener Seite. Da wurden
und werden ganze Bereiche, etwa die En-
ergienetze und die Telekommunikation,
durch EU-Recht dereguliert, d.h. dem pri-
vaten Markt geöffnet. Ein anderer Hebel
ist das im EG-Vertrag verankerte Beihilfe-
verbot, mit dem kommunalen Unterneh-
men die Quersubventionierung – hierzu
zählt etwa der Ausgleich von Verlusten ei-
nes städtischen Schwimmbads mit Gewin-
nen aus den Stadtwerken – untersagt
wird. Der Weg zu dieser Einschränkung ist
oft folgender: Ein privates Unternehmen
klagt gegen eine angeblich unzulässige
Subventionierung eines öffentlichen Un-
ternehmens aus dem kommunalen Haus-
halt. Der Europäische Gerichtshof gibt
dem Kläger Recht und anschließend wer-
den auf Vorschlag der Kommission Richt-

Daseinsvorsorge im Visier

Gesundheitssysteme bezahlbar gestalten
Von Dr. Jiři Maštálka, MdEP

Die Organisation von Gesundheitssystemen
ist ein wichtiges und dauerhaftes politisches
Thema. Auch in meiner Heimat wird noch
immer nach dem qualitativ besten und
gleichzeitig effektivsten System gesucht. Po-
sitiv ist, dass es eine Art „Bürgerversiche-
rung“ gibt, ähnlich dem Modell, das meine
Kollegen der PDS-Delegation vorschlagen.
Dort zahlt jeder dem Einkommen entspre-
chend und ohne Beitragsbemessungsgrenze
ein. Dadurch sind die Beiträge relativ ge-
ring. Die Einführung einer Positivliste für
Medikamente war ein wichtiger Schritt.

Andererseits gibt es große Probleme hin-
sichtlich der Ausgaben- und Entschei-

dungstransparenz, der Aufklärung und In-
formation der Patienten sowie der zuneh-
menden Einflussnahme großer Pharma-
konzerne auf die Ärzte. Viele meiner Kol-
legen im Gesundheits- sowie im Sozial-
ausschuss im Europaparlament engagie-
ren sich für europäische Standards.

Denn wir brauchen mehr soziale und
demokratische Elemente, statt deren
Aufweichung wie beispielsweise die Vor-
schläge für die Dienstleistungsrichtlinie
oder die Änderung der Arbeitszeitrichtli-
nie. Letzteres beinhaltet u. a. die Be-
stimmung, dass so genannte „inaktive
Bereitschaftszeit“ – z. B. von Ärzten –
nicht mehr als bezahlte Arbeitszeit zu
gelten hat. Die Erfahrungen in meinem

Heimatland, wo die bisherigen Bestim-
mungen immer wieder umgangen wer-
den, zeigen aber, dass eine solche Praxis
schwere Folgen für die Qualität der Ge-
sundheitsversorgung sowie für die Ge-
sundheit und das soziale Leben der Be-
schäftigten hat.

Jiři Maštálka ist einer von sechs
Vetretern der KSCM-Delegation
in der GUE/NGL-Fraktion im
Europäischen Parlament. Er ist
Mitglied im Ausschuss für Be-
schäftigung und Soziale Ange-
legenheiten sowie stellvertre-
tendes Mitglied im Auschuss für
Umweltfragen, Volksgesund-
heit und Verbraucherschutz.

jmastalka@europarl.eu.int

werb ausgesetzt werden. Daseinsvorsorge
wäre folglich auf den Bereich einge-
schränkt, der vom Staat aus Steuern fi-
nanziert wird.

Sahra Wagenknecht ist Mit-
glied im Ausschuss für Wirt-
schaft und Währung und Stell-
vertretendes Mitglied im Aus-
schuss für Industrie, For-
schung und Verkehr

swagenknecht@europarl.eu.int

Öffentlich ist es stiller geworden um die
Bolkestein-Richtlinie. Kaum noch ein
Politiker, der in den Medien eine Lanze
bricht für das Herkunftslandprinzip,
dem gemäß Dienstleistungskonzerne
künftig europaweit nur noch den Regeln
ihres Herkunftslandes unterworfen sein
sollen: ein Durchbruch zu grenzenlosem
Lohn- und Sozialdumping. Selbst der
zuständige Binnenmarktkommissar
McCreevy hält sich inzwischen zurück,
die Richtlinie als Job- und Wachstums-
motor zu feiern.

Aber die öffentliche Stille darf uns
nicht beruhigen. Derzeit wird die Richt-
linie in den Ausschüssen des Europäi-
schen Parlaments beraten. Der bisherige
Verlauf läßt Übles ahnen. Im Wirt-
schaftsausschuss beispielsweise forderte
CDU-Mitglied Christoph Konrad aus Bo-
chum wörtlich, man solle „den Kommis-
sionsvorschlag nehmen, wie er ist“, und
verabschieden. Ohne das Herkunfts-
landprinzip sei die ganze Richtlinie tot,
ergänzte ein anderer Kollege der EVP-
Fraktion. Obwohl die CDU/CSU sich in
Deutschland kritisch gibt, wurde von ihr

kein einziger Antrag eingebracht, der
auf eine Abkehr vom Herkunftsland-
prinzip abzielt. Zugleich sollen wesent-
liche Bereiche der öffentlichen Daseins-
vorsorge im Geltungsbereich der Richt-
linie verbleiben, was deren Zwangslibe-
ralisierung und -privatisierung bedeu-
tet. Bei gleichzeitiger Abschaffung na-
hezu aller öffentlichen Regulierungen.

Auch die Sozialdemokraten eiern.
Während französische Sozialisten unse-
re Forderung, Bolkesteins Machwerk
zurückzuweisen, unterstützen, macht
sich ihr Fraktionsvorsitzender Martin
Schulz (SPD) dafür stark, „die Dienst-
leistungsrichtlinie gemeinsam zu verab-
schieden“. Übrigens hat auch Schröder
das vor dem französischen Referendum
gemeinsam mit Chirac gehisste Wider-
standsfähnchen inzwischen wieder ein-
gerollt. Nach einem jüngsten Meinungs-
austausch bei der Europäischen Kom-
mission teilte Verheugen mit, es habe
„kein einziges Mitgliedsland gefordert,
die Richtlinie zurückzuziehen“.

Widerstand ist angesagt, soll es nicht
am Ende ein böses Erwachen geben.

linien erlassen, mit denen dieses Urteil
umgesetzt wird.

Geht es schließlich nach der gegenwär-
tig im Europäischen Parlament beratenen
„Bolkestein“- Richtlinie, sollen nahezu al-
le kommunalen Leistungen, die gegen
Entgelt erbracht werden, zu kommerziel-
len erklärt und damit dem freien Wettbe-

Bolkestein lebt
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Problemfeld Demografie
Im März 2005 hat die EU-Kommmission ihr
Grünbuch „Angesichts des demografischen
Wandels – eine neue Solidarität zwischen
den Generationen“ zur öffentlichen Diskus-
sion vorgelegt. In den meisten EU-Mit-
gliedstaaten liegt die Geburtenrate weit un-
ter dem Niveau der heutigen Elterngenera-
tion. In der Bundesrepublik schrumpft die
Bevölkerung bei fortlaufendem Trend mit
jeder Generation um mehr als ein Drittel. 

Gleichzeitig werden die Menschen im-
mer älter. In den wirtschaftlich schwachen
Regionen verändert zudem eine dramati-
sche Abwanderung vor allem junger Men-
schen die Sozialstruktur erheblich.

Diese Entwicklung hat nicht nur große
Auswirkungen auf die Zukunft der sozia-
len Sicherungssysteme. Auch die künftige
Gestaltung von Infrastruktur ist davon be-
troffen, etwa beim Wohnungsbau oder
den Ver- und Entsorgungssystemen. Öf-
fentliche und private Dienstleistungsange-

bote sind einem Wandel unterworfen,
Schulen und andere Einrichtungen wer-
den geschlossen oder zusammengelegt.
Der Personennahverkehr reduziert sein
Angebot, Geschäfte und Banken schließen
ihre Filialen, die ärztliche Versorgung
nimmt ab. In absehbarer Zeit wird es
außerdem zu einem erheblichen Fach-
kräftemangel kommen.

Demografische Entwicklungen sind lang-
fristige Trends, deren Folgen auch nur lang-
fristig zu beeinflussen sind. Zentraler Punkt
des Geburtenrückgangs ist die wirtschaftli-
che Unsicherheit und Angst der Menschen
vor unkalkulierbaren Veränderungen. Hier
liegt auch der Schlüssel für Lösungsansätze.
Bis zum 1. September können bei der Eu-
ropäischen Kommission Vorschläge und
Meinungen eingereicht werden.

Mehr Infos unter 
http://europa.eu.int/comm/employment_
social/social_situation/green_paper_de.html

Welcher Weg aus der neuen „Eurosklerose“:
neoliberal oder sozial?

Von Klaus Dräger

Vieles an der derzeitigen Diskussion über
die wirtschaftliche Lage der EU erinnert an
die konservativen Thesen Ende der 1970er
Jahre über die so genannte „Eurosklero-
se“. Damals hieß es, Europa fehle es an
wirtschaftlicher Dynamik im Vergleich zu
den USA und Japan. Die Ursache: zu hohe
Steuerbelastung der Wirtschaft, zu viele
hemmende bürokratische Vorschriften, zu
hohe Löhne, zuviel Sozialstaat und zu
starre Arbeitsmärkte.

Nach 20 Jahren neoliberaler Revolution
und Sparorgien zulasten der Unterklassen
in Europa ertönt die gleiche Klage: Die
Wettbewerbsfähigkeit der EU ist zu gering.
Und die USA, China und Indien machen
uns platt im globalen Wirtschaftskrieg.

Tony Blair will die EU deshalb unum-
kehrbar zu einer bloßen Freihandelszone
machen. Die mangelnde „Nachhaltigkeit
des europäischen Sozialmodells“ ist das
Hauptthema der britischen Ratspräsident-
schaft und der Europäischen Kommission.
Der Sozialstaatsabbau soll verschärft und
die Liberalisierungspolitik nochmals radi-
kalisiert werden (Dienstleistungsbinnen-
markt, Arbeitszeitverlängerung usw.).

Mitte der 1970er Jahre waren der rech-
ten „Eurosklerose-Debatte“ hoffnungsfro-
he linke Visionen von „Eurosozialismus“,

„Eurokommunismus“ und ei-
nem „Europa der Arbeitneh-
mer“ vorausgegangen. Diese
scheiterten bekanntlich auch
am inneren Streit.

Die in Paris am 25. Juni
2005 versammelten Kräfte
des „Nein“ zur EU-Verfassung
wollen einem „sozialen, de-
mokratischen, friedlichen,
feministischen, ökologischen
und solidarischen Europa“ ei-
ne Stimme geben. Sie wollen
die Aushöhlung der EU-Arbeitszeitrichtli-
nie und die Richtlinie zum Dienstlei-
stungsbinnenmarkt verhindern. Gegen die
„Lissabon-Strategie“ der EU soll eine „Stra-
tegie von Athen“ gesetzt werden – benannt
nach dem Tagungsort des Europäischen
Sozialforums im Frühjahr 2006. Im Zen-
trum stehen Forderungen nach einem eu-
ropäischen Mindestlohn, Kampf gegen Ar-
mut und soziale Ausgrenzung, Schutz der
Umwelt und gesunder Lebensmittel,
Kampf gegen Militarisierung.

Beides ist richtig. Was allerdings fehlt,
sind Ideen über das „Wie“ eines anderen
Europa. Liegt das linke Heil im „Zurück zum
„nationalen Wohlfahrtsstaat“ oder gibt es
eine gemeinsame europäische Perspektive?
Das Scheitern der „Eurosozialismus“ und
„Eurokommunismus“-Ideen der 1970er

Jahre machen das Nachdenken über eine
schlüssige Leitvision für die europäische In-
tegration nicht weniger dringend.

In einem Punkt hat Tony Blair Recht.
Der Kampf geht jetzt in erster Linie um ein
„politisches Projekt für Europa“. Die Frage
ist: Welches? Die PDS-Delegation hat ei-
niges an konkreten Konzepten aus ihrem
Europawahlprogramm 2004 in die eu-
ropäische Debatte der Linken einzubrin-
gen: eine integrierte EU-Nachhaltigkeits-
strategie für Umwelt und Arbeit, eine eu-
ropäische Sozialunion, ein ökologisch-so-
lidarisches Zukunftsinvestitionsprogramm
und vieles mehr. Die Referenden haben
Neugier auf Gestaltungsideen geweckt.
Die Zeit ist reif für klare, harte und
grundsätzliche europäische Alternativen.
kdrager@europarl.eu.int

Service zu 
EU-Förderprogrammen
Die PDS-Gruppe im Europäischen Par-
lament bietet auf ihrer Homepage
www.pds-europa.de einen sehr in-
teressanten Service an. Jede und jeder
kann dort oder direkt unter www.
pds-europaservice.de alle wichti-
gen Informationen zu den europäi-
schen Förderprogrammen abrufen. Ne-
ben wichtigen Adressen und Tipps sind
die europäischen Förderprogramme
detailliert abrufbar. 

Das Magazin »Wirtschaft und Markt« schrieb: „Herausgekommen

ist ein gebührenfreier Service, der in mehrer Hinsicht über die

Vielzahl vergleichbarer Angebote im Internet hinausgeht. Zum

einen bietet er einen kurzen, aus dem Eurokraten-Jargon in

verständliches Deutsch übersetzten Überblick über die EU-

Förderpolitik und einen kompletten Überblick über sämtliche

existierenden Förderprogramme. Zum anderen führt er

gewissermaßen vom Urschleim systematisch ins Detail.“
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s c h l a g l i c h t e r

EU-Arbeitszeitrichtlinie
Unter der luxemburgischen EU-Ratspräsi-
dentschaft konnte keine Einigung über die
Veränderung der EU-Arbeitszeitrichtlinie
erzielt werden. Ein Knackpunkt bleibt das
so genannte Opt-out. Die geltende Richtli-
nie ermöglicht, dass Arbeitnehmerinnen
und Arbeitnehmer „freiwillig“ auf den
Mindestschutz einer Begrenzung der ma-
ximalen Wochenarbeitszeit auf 48 Stun-
den verzichten können. Diese Regelung
wollen die Europäische Kommission und
10 Mitgliedstaaten erhalten. Nur das Eu-
ropäische Parlament sowie Frankreich,
Griechenland und Belgien wollen es ab-
schaffen. 

EU-Haushaltsentwurf
Der Haushaltsentwurf der Europäischen
Kommission für 2006 will die Verpflich-
tungsermächtigungen auf 121,3 Mrd. Eu-
ro festschreiben – dies entspricht nur 1,09
Prozent des Bruttonationaleinkommens
der EU, trotz gestiegener Aufgaben auf-
grund der Erweiterung. Gegenüber dem
EU-Haushalt 2005 ergibt sich eine nomi-
nale Steigerung von 1,8 % – in Wirklich-
keit aber ein Rückgang der Haushaltsmit-
tel, weil die EU-Inflationsrate 2,1 % be-
trägt.

Die vollmundigen Ankündigungen vom
„Neubeginn“ der Lissabon-Strategie –
mehr für Beschäftigung, Öko-Innovation
und Bildung – lösen sich in Schall und
Rauch auf. Die Ausgaben für die Förde-
rung kleiner und mittlerer Unternehmen
werden gegenüber 2005 um 30,1 %
gekürzt. Ebenso werden die Programme
für Jugend (Europäischer Jugendpakt),
Ausbildung (z.B. Leonardo, Erasmus) und
grenzüberschreitende Arbeitsvermittlung
(EURES) gerupft während die Ausgaben
für Umwelt stagnieren.

Entwicklungsfinanzierung
Mit ihrem Initiativbericht, der vom Ent-
wicklungsausschuss des Europäischen
Parlaments mit nur einer Gegenstimme
angenommen wurde, hat Gabi Zimmer
einen Prozess in Gang gebracht, der die-
ser wichtigen Aufgabe am Ende eine
neue Finanzierungsquelle erschließen
wird: die Europäische Investitionsbank
(EIB).

Mit einem Fördervolumen von 40 Mrd.
Euro im Jahr übersteigt das Darlehensvo-
lumen der EIB bereits heute das der Welt-
bank. 

EU-Haushalt 

Das ewig heiße Eisen
Von Dr. Helmuth Markov, MdEP,

und Anne Quart

Am 17. Juni sollte der Europäische Rat
über die Zukunft der EU-Finanzen ab 2007
befinden und hat die Entscheidung wieder
einmal vertagt. Die gewachsene Kluft zwi-
schen weniger und besser entwickelten
EU-Regionen, die anstehende Erweiterung
um Bulgarien und Rumänien und die zu-
nehmende Übertragung von nationalen
Zuständigkeiten auf EU-Ebene stellen den
Haushalt vor gewaltige Herausforderun-
gen. Bleibt es beim aktuellen Finanzrah-
men, so wird die Situa-
tion ab 2007 beson-
ders in der Struk-
turfondsförderung
prekär, und die Ver-
teilungskämpfe zwi-
schen den Mit-
gliedsstaaten neh-
men weiter zu.

Der gescheiterte
EU-Finanzgipfel hat
deutlich ge-
macht: Die Re-
gierungen der EU-Mitgliedsstaaten sind
über die Zukunft der Europäischen Union
völlig uneins. Hinter dem Hickhack um die
EU-Finanzen verbergen sich zwei grund-
legende Fragen. Soll die EU ein neolibera-
les Freihandelsprojekt oder eine Solidar-
gemeinschaft mit sozialem Anspruch sein?
Und: Sind alle Mitgliedsstaaten bereit, im
Sinne einer gleichberechtigten Entwick-
lung aller auf eigene Privilegien zu ver-
zichten und, wenn möglich, auch mehr zu
geben?

Die Debatten der vergangenen Wochen
waren bezeichnend. Während sich die
neuen EU-Länder bereit erklärten, für den
Erhalt des Solidarprinzips eine Senkung
der ihnen zustehenden Finanzhilfen in
Kauf zu nehmen, beharrte Großbritannien
auf dem so genannten Britenrabatt und
Frankreich auf seinen Agrarsubventionen.
Die großen Nettozahler zeigten sich zu-
dem nicht bereit, einer der erweiterten EU
angemessene Finanzierung zuzustimmen
und beharrten darauf, die Beiträge der
Mitgliedsländer bei 1% des nationalen
Bruttoinlandsprodukts einzufrieren – ent-
gegen der auf der Berliner Agenda 1999
vereinbarten 1,27%.

Auch im Europäischen Parlament stehen
die Zeichen nicht auf Solidarität und so-

zialer Entwicklung. Am 8. Juni verab-
schiedete das Parlament gegen die Stim-
men der GUE/NGL-Fraktion den Böge-Be-
richt zu den politischen Herausforderun-
gen und Haushaltsmitteln der erweiterten
Union 2007-2013. Danach sollen die
Strukturfondsmittel weiter gesenkt, die
Militärausgaben demgegenüber angeho-
ben werden. Die neoliberale Wirtschafts-
und Sozialpolitik darf fortgeführt und aus-
gebaut werden.

Dies kann nur zu noch größerer Skepsis
gegenüber der EU führen. Auch die anste-

hende briti-
sche Präsi-

dentschaft lässt
nach der An-
t r i t t s r e d e
Tony Blairs

vor dem Europäischen
Parlament keine grund-

legende Neuausrichtung
erwarten. Ein Europa der

sozialen Kälte und nationalen
Egoismen kann von seinen

Bürgerinnen und
Bürgern aber keinen

Zuspruch erwarten. 
Wir sprechen uns für eine Ausrichtung

der Förderpolitik auf soziale Projekte, den
Abbau von Arbeitslosigkeit sowie die Stär-
kung strukturschwacher Regionen aus.
Dazu muss der Kofinanzierungsanteil für
diese Regionen gesenkt und flexibler ge-
handhabt, die Antragsbürokratie verein-
facht werden. Der Fokus sollte stärker auf
kleinteiligere Projekte mit nachhaltigen
Effekten gerichtet sein, da Großprojekte,
wie im Falle der Transeuropäischen Netze,
oft nicht realisiert werden, aber das Geld
blockieren.

Wir lehnen die geplante Erhöhung der
Militärausgaben ab und fordern stattdes-
sen ein stärkeres EU-Engagement in Kon-
fliktprävention und Entwicklungszusam-
menarbeit. Die Ausgaben für die Agrar-
politik, das Gros des EU-Haushaltes, dür-
fen nicht auf einen aussichtslosen Wett-
bewerb auf dem liberalisierten Weltmarkt
ausgerichtet sein, sondern müssen auf
nachhaltige ländliche Entwicklung orien-
tieren. Und im Sinne sozialer und ökolo-
gischer Nachhaltigkeit sollten auch die
von Tony Blair so vehement eingeforder-
ten Forschungsausgaben gehandhabt
werden.
hmarkov@europarl.eu.int
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Von Feleknas Uca, MdEP

Das Europäische Parlament verhandelt
derzeit über den vom Rat geänderten und
angenommenen Vorschlag der Europäi-
schen Kommission über eine Asylverfah-
rensrichtlinie, die Mindestnormen festlegt
für Verfahren in den Mitgliedstaaten zur
Zuerkennung oder Aberkennung der
Flüchtlingseigenschaft. Eine von mir ver-
fasste Stellungnahme des Entwicklungs-
ausschusses zu dieser Richtlinie wurde
einstimmig angenommen.

Die Richtlinie bleibt hinter den 1999 im
finnischen Tampere formulierten Zielen
zurück. Sie räumt eine Abweichung von
nahezu allen Bestimmungen ein, die den
Schutz von Flüchtligen garantieren. Die
Rechte der Asylsuchenden werden unter
anderem durch Regelungen zur Verfah-
rensmündigkeit von Minderjährigen und
Konzepte der „sicheren Drittstaaten“ aus-
gehöhlt.

Den Flüchtlingsschutz beschränkende
Regelungen, die bisher nur in einzelnen
Ländern gelten, könnten nun in das Recht

aller 25 EU-Mitgliedstaaten einfließen.
Auf Druck Deutschlands wurde der eu-
ropäische Standard bei der Verfahrens-
mündigkeit von 18 auf 16 Jahren herunter
gesetzt. So kann unbegleiteten Minder-
jährigen über 16 Jahre die Vertretung
durch einen Erwachsenen im Asylverfah-
ren versagt werden.

In Bezug auf die „Minimalliste“ über
Länder, die als „sichere Drittstaaten“ gel-
ten sollen, ist es sehr wichtig, dass das Eu-
ropäische Parlament an allen Entschei-
dungen beteiligt wird. Die Richtlinien
müssen unter Wahrung der Grundrecht-
charta der Europäischen Union, der Gen-
fer Flüchtlingskonvention und der mit
Drittstaaten geschlossenen Abkommen in
nationales Recht umgesetzt werden.

Zu den wichtigsten Forderungen des
Entwicklungsausschusses, die den Vor-
schlägen des Rates gegenüberstehen,
gehört die Wahrung des Schutzes beson-
ders Schutzbedürftiger. Der Umstand,
dass Minderjährige verheiratet sind oder
es gewesen sind, darf nicht als Zeichen
von Reife gewertet werden.

Es ist sicherzustellen, dass Asylsuchende
unverzüglich und umfassend über das Ver-
fahren und ihre Rechte und Pflichten in-
formiert werden und zwar in einer ihnen
verständlichen Sprache. Der Mangel an
Rechtsinformationen in einer den Flücht-
lingen verständlichen Sprache ist bereits in
vielen Fällen ein großes Problem. Das ha-
ben wir Europaabgeordneten der
GUE/NGL Fraktion kürzlich im Rahmen ei-
nes Besuchs im Flüchtlingslager auf Lam-
pedusa/Italien wieder feststellen müssen.

Die PDS-Delegation steht für offene
Grenzen für Menschen in Not und hält an
ihrer Forderung fest, das Grundrecht auf
Asyl wieder ohne Einschränkung in die
Verfassung aufzunehmen.

Feleknas Uca ist Mitglied im
Entwicklungsausschuss, Stell-
vertretendes Mitglied im Aus-
schuss für die Rechte der Frau
und die Gleichstellung der Ge-
schlechter, Stellvertretendes
Mitglied im Unterausschuss
Menschenrechte des auswärti-
gen Ausschusses

fuca@europarl.eu.int
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Der Asylschutz in Europa ist in Gefahr!

Wirtschaftsmigration als „brain drain“ aus
Entwicklungsländern?

Von Gabi Zimmer, MdEP

Wieder einmal haben CDU und CSU die
europäische und deutsche Zuwande-
rungspolitik auf ihre Tagesordnung ge-
setzt. Die Europäische Kommission legte
Anfang des Jahres das Grünbuch über ein
EU-Konzept zur Wirtschaftsmigration
vor. Dieses Vorhaben steht nicht nur we-
gen der ablehnenden Haltung von
CDU/CSU unter einem schlechten Stern.
Die entscheidende Hürde für die Ent-
wicklung gemeinsamer Kriterien ist von
der EU selbst errichtet worden. So be-
trachten Kommission und Rat in allen
Strategie und Politik bestimmenden Do-
kumenten „Menschen als Wirtschafts-
gut“. Zum anderen sollen europäische
Regionen wie der Mittelmeerraum die
weltweit größten Freihandelsräume wer-
den. Somit ist zwar der freie Austausch
von Waren, Dienstleistungen und Finan-
zen möglich, diese Freizügigkeit gilt aber
nicht für Menschen, die in der EU arbei-
ten wollen. Nur jene sollen in die Festung
EU kommen, die auf dem Arbeitsmarkt

für einen bestimmten Zeitraum zu ge-
brauchen sind. Argumente dabei sind die
demografische Entwicklung und unver-
hohlen auch die geringeren Kosten für
hoch qualifizierte Menschen, die außer-
halb der EU ausgebildet wurden. „Brain
drain“ aus der EU ist ein Problem, „brain
drain“ aus dem Rest der Welt nicht! Es
wird nun gar ein Punktesystem entwor-
fen, um Menschen nach nützlichen und
unnützlichen, nach hoch qualifizierten
und niedrig qualifizierten Menschen zu
selektieren – und das in Lagern, die sich
nicht nur nach Schilys Willen außerhalb
der EU befinden werden? Eine unzulässi-
ge Zuspitzung? Beileibe nicht. Italien und
Libyen sind schon dabei, EU-Gelder für
die Errichtung solcher Lager in Libyen zu
missbrauchen.

Blind sind Kommission und viele Mit-
gliedstaaten aber auch für die Tatsache,
dass innerhalb der EU Millionen „Men-
schen ohne Papiere“ leben und arbeiten.
Sie wollen lediglich die „legale“ Wirt-
schaftsmigration regeln und ignorieren
schlichtweg das beschämende Ausmaß so

genannter Sklavenarbeitsverhältnisse in
der EU. Die von der Kommission gewollte
Debatte über eine umfassende EU-Strate-
gie zur Wirtschaftsmigration muss aber
vom Recht jedes in der EU lebenden Men-
schen auf ein Leben in Würde ausgehen,
wenn sie sich an ihren im Verfassungstext
formulierten Werten messen lassen will.
Die Mitgliedsstaaten sind ebenso gefor-
dert, endlich die UN-Konvention zum
Schutz der Rechte von Wanderarbeitern
und ihren Familien, die auf die Integrati-
on von Wirtschaftsmigranten zielt, zu un-
terzeichnen und umzusetzen sowie sich
der Problematik minderjähriger Migran-
ten und dem organisierten Handel mit
Menschen, darunter vielen Frauen und
Kindern, gerade aus Osteuropa und aus
Entwicklungsländern zu
stellen.

Gabi Zimmer ist Mitglied im
Ausschuss für Beschäftigung
und soziale Angelegenheiten
und Stellvertretendes Mitglied
im Ausschuss für Entwicklung

gzimmer@europarl.eu.int
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Was macht die EU im Irak?
Von Tobias Pflüger, MdEP

Bis zu 100.000 Zivilisten sollen nach
einer Studie von US-Wissenschaftlern
infolge des Krieges im Irak ums Leben
gekommen sein. Auch mehr als 1.700
US-Soldaten fanden seit Beginn der In-
vasion den Tod, etwa die Hälfte davon,
seitdem US-Präsident Bush die Kampf-
handlungen für beendet erklärt hatte.
Mehr und mehr engagiert sich auf
Drängen der USA auch die EU im Irak.
Im Auswärtigen Ausschuss (AFET) des
EU-Parlaments wurde der Bericht „Eu-
ropäische Union und der Irak – ein Rah-
menprogramm für ein zunehmendes
Engagement“ im Juni mit großer Mehr-
heit angenommen. Auch die Grünen
stimmten überraschenderweise dafür.
Der Bericht ist bezeichnend für die Hal-
tung der EU gegenüber dem Irak-Krieg.
So fehlt jede Verurteilung des Angriff-
krieges und der anhaltenden Besat-
zung. Alle Änderungsanträge mit der
Forderung eines unverzüglichen Ab-
zugs ausländischer Truppen wurden
zurückgewiesen. Auf dieser Basis ist ein

demokratischer Wiederaufbau des Irak
unmöglich. Dass die EU sich jetzt dazu
hergibt, den neuen von den Besatzern
abhängigen irakischen Behörden ein
demokratisches Mäntelchen umzuhän-
gen, ist aber der eigentliche Skandal.
Nichts wird dagegen unternommen,
um die Wiederherstellung der vollen
staatlichen Souveränität sowie die
Rückgabe der Kontrolle über die lan-
deseigenen Ressourcen an die Iraker zu
fördern. Die EU stellt somit auch Geld
bereit, um die zivile Seite der Besat-
zung zu stärken. Forderungen nach ei-
ner Strafverfolgung der politisch Ver-
antwortlichen der Besatzungstruppen
für die Folterungen in Abu Ghreib hin-
gegen verursachen in Brüssel bei den
Verantwortlichen nicht mehr als ein
Achselzucken. Es geht vor allem um ei-
nen Anteil am großen Kuchen der ira-
kischen Wirtschaft. Um sich diesen zu
sichern, ist die EU bereit in Zukunft
hunderte Millionen Direkthilfe an die
irakischen Behörden zu leisten. Wohin
das Geld wirklich fließen wird, weiß
niemand.

Rüstung grenzenlos
Von Tobias Pflüger, MdEP

Im Hinblick auf die EU-Rüstung tut sich et-
was. Die Grüne EU-Abgeordnete Angelika
Beer, bekannt als entschiedene Befürwor-
terin des EU-Verfassungsvertrags, fordert
in ihrer Stellungnahme zu einem Bericht
des Binnenmarktsausschusses einen ein-
heitlichen Markt „für die Beschaffung von
Waffen, Munition und Kriegsmaterial“. Die
großen EU-Rüstungsunternehmen, wie

EADS, wollen genau dies, einen europäi-
schen Rüstungsmarkt, ohne einzelstaatli-
che Egoismen. Der Art. 296 des EG-Vertra-
ges sieht bisher Sonderregelungen vor,
wenn wesentliche Sicherheitsinteressen
der einzelnen EU-Staaten berührt seien.
Dies nutzt ein Teil der EU-Staaten weidlich
aus. Die EU ist inzwischen weltweit Spitze,
was den Export von Rüstungsgütern an-
geht. Insgesamt liegt man jetzt noch vor
den USA und Russland. Die Linksfraktion

Landminenopfer
Im Europaparlament trafen sich kürz-
lich Abgeordnete mit Minenopfern, Ak-
tivisten der Internationalen Kampagne
gegen Landminen und Vertretern von
Ländern, die dem Abkommen zur Äch-
tung von Landminen bisher nicht bei-
getreten sind. In vielen Teilen der Welt
werden täglich Menschen, unter ihnen
viele Kinder, von Minen getötet oder
verstümmelt. Neben den USA, Russland
und China haben auch die beiden EU-
Mitgliedstaaten Polen und Finnland das
Abkommen nicht unterzeichnet.

Obwohl Deutschland zu den Erstun-
terzeichnern gehört, weigert sich die
Bundesregierung bis heute, einen Bei-
trag zur Klärung der Gefährlichkeit der
von der Bundeswehr verwendeten An-
tifahrzeugminen zu leisten. Unsere
Forderung bleibt: Totales Verbot aller
Landminen!

(GUE/NGL) ging am 29. Juni 2005 bei ei-
ner öffentlichen Anhörung in Brüssel der
Frage nach, welche Alternativen es zu die-
ser Entwicklung gibt. Otfried Nassauer, der
Leiter des Berliner Instituts für Transatlan-
tische Sicherheit (BITS) betonte, dass die
EU-Mitgliedstaaten sich unter der luxem-
burgischen Präsidentschaft nicht mehr auf
einen neuen Verhaltenskodex für Rüs-
tungsexporte einigen konnten. Der Entwurf
war auch schlechter als der bestehende Ko-
dex. Er verwies darauf, dass – wie in
Deutschland unter der rot-grünen Regie-
rung – der Anstieg der Rüstungsexporte
auch als eine Reaktion auf die kapitalisti-
sche Krise anzusehen sei. Professor Herman
Schmid aus Schweden betonte, dass Waf-
fenexporte in der EU heute weitgehend
kommerzialisiert und kein Bestandteil der
traditionellen Sicherheitspolitik mehr sei-
en. In der Debatte wurde zum Abschluss
noch daraufhin hingewiesen, dass zumin-
dest einem Teil der EU-Militarisierung seit
dem Sieg des NEINS in den Referenden in
Frankreich und den Niederlanden die legi-
timatorische Grundlage fehlt. EU-Offizielle
und Abgeordnete versuchen nun, die Rege-
lungen im EU-Verfassungsvertrag, die eine
weitere vertraglichen Militarisierung be-
deuten, durch die Hintertür einzuführen.
Dies gelte es mit aller Kraft zu verhindern,
so viele der TeilnehmerInnnen der span-
nenden Konferenz.

Tobias Pflüger ist Mitglied im
Auswärtigen Ausschuss und
stellvertretendes Mitglied im
Ausschuss für Wirtschaft und
Währung und im Unteraus-
schuss Sicherheit und Verteidi-
gung

tpflueger@europarl.eu.int
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Zur Situation der Frauen in der Türkei
Von Feleknas Uca, MdEP

Der von Emine Bozkurt verfasste Bericht
über die gesellschaftliche, wirtschaftliche
und politische Situation der Frauen in der
Türkei verdeutlicht trotz einiger Mängel,
wie gravierend die Benachteiligung der dort
lebenden Frauen ist. Der Bericht erkennt
aber auch die bisherigen rechtlichen Ver-
besserungen an. So ahnden nun türkische
Gesetze die sogenannten „Ehrenmorde“ mit
lebenslangen Haftstrafen, und auch die

liegt, die sehr geringe Mitwirkung der Frau-
en an Entscheidungsprozessen, die schwa-
che Frauenpräsenz in der Politik, die gerin-
ge Beteiligung und die vorherrschende Dis-
kriminierung auf dem Arbeitsmarkt dar.

Aber auch die politische Frage der Min-
derheiten, hier insbesondere die Situation
der Kurden, ist ein gravierender Faktor für
die seit langem bestehende Anhäufung
von Problemen in den Kurdengebieten, wo
die Zahl der von Armut und Ausgrenzung
betroffenen Frauen weitaus höher ist. In
diesem Zusammenhang ist es mir gelun-
gen, in den Bericht die Forderung nach ei-
ner Zusammenarbeit zwischen türkischer
Regierung und den BürgermeisterInnen
der kurdischen Regionen einzubringen,
gezielte Programme zur Chancengleich-
heit und für die Rechte der dort ansässigen
Frauen zu erarbeiten und zu fördern. Eine
Verbesserung der Lage der Frauen ist un-
zertrennbar gekoppelt an eine politische
Lösung der Kurdenfrage insgesamt.

Nur die konsequente Umsetzung der Re-
formen und eine Zusammenarbeit zwi-
schen türkischer Regierung und allen po-
litisch-gesellschaftlichen Kräften, können
die Missstände der Situation der Frauen in
der Türkei verbessern.

Die Autorin und Emine Bozkurt sind Mitglieder im
Ausschuss für die Rechte und die Gleichstellung
der Geschlechter des Europäischen Parlaments

tikansätzen zusammen.
Umso wertvoller, dass es
in prinzipiellen Fragen
meist gelingt, einen Kon-
sens zu finden und ein-
heitlich aufzutreten“, sagt
er heute, ein Jahr nach

der Wahl. Zwei Arbeitsbereiche sind ihm
besonders wichtig. Die Kultur und die
tschechisch-deutschen Beziehungen mit
„dem speziellen Fokus auf die so genann-
ten sudetendeutsche Frage“. Noch im
Münchner Exil hat er den Verlag „Poesie
ohne Heimat“ gegründet und jahrelang
geleitet. Nicht nur tschechische Schrift-
steller publizierten dort. Traurig macht
ihn, was die „freie Marktwirtschaft“ in we-
nigen Jahren aus der tschechischen Dicht-
kunst gemacht hat. Und, dass heute bis auf
wenige Ausnahmen die tschechische Pres-
se in den Händen ausländischer, vor allem
deutscher, Medienkonzerne liegt.

Engagiert tritt Stroz im Parlament und in
der Öffentlichkeit gegen den Versuch der
Sudetendeutschen Landsmannschaft (SL)

zur Europäisierung des Sudentendeutschen
Problems auf. Aus seiner Sicht versucht die
Führung der Sudetendeutschen Lands-
mannschaft, deren Vorsitzender auch Abge-
ordneter des Europäischen Parlaments ist,
immer wieder, das bilaterale Verhältnis zwi-
schen Tschechien und Deutschland mit ei-
ner Frage zu untergraben. CDU/CSU-Parla-
mentarier hatten mit Blick auf die Sudeten-
deutschen gegen den tschechischen EU-Bei-
tritt gestimmt hatten. Der SL-Vorsitzende
hatte schon 1999 mit geschickter Taktik im
Straßburger Parlament in den Parlaments-
beschluss „Zum regelmäßigen Bericht der
EU-Kommission über die Fortschritte der
Tschechischen Republik auf dem Weg zum
Beitritt“ eine Passage zu den „Benes-Dekre-
ten“ durchgesetzt. Heutzutage setzt die
Landsmannschaft auf Privatklagen beim Eu-
ropäischen Gerichtshof für Menschenrech-
te. Das Vorgehen, das 60 Jahre nach dem
Sieg über Hitlerdeutschland auf eine Revi-
sion der Resultate des Zweiten Weltkrieges
zielt, sei planmäßig, nur die Taktik ändere
sich nach Bedarf, so Daniel Stroz.

„Ich fühle mich
als Europäer“

Vorgestellt: Daniel Stroz

Seit der letzten Europawahl gehört Dani-
el Stroz, geboren 1943, Journalist, stell-
vertretender Vorsitzender des tsche-
chischen Schriftstellerverbandes, Karel-
Hynek-Macha-Preisträger, der linken
Fraktion im Europäischen Parlament an.
Das Besondere an ihm: Er ist parteilos,
BRD-Staatsbürger und wurde auf der Liste
der Kommunistischen Partei Tschechiens
und Mährens (KSCM) in das Parlament
gewählt. Seine linke Überzeugung hat der
gebürtige Tscheche nie versteckt, auch
nicht, als er 1968 ins Münchener Exil ging.

Nach der Europawahl war ihm und sei-
nen 5 Kollegen klar, dass sie in der Frak-
tion GUE/NGL mitarbeiten. „Hier finden
sich Vertreter mit unterschiedlichen Poli-

Komplizenschaft hierbei wird bestraft. Eine
weitere wichtige Legeslativänderung ist der
Tatbestand der Vergewaltigung in der Ehe,
der nun ebenfalls vor Gerichten entschieden
werden kann. Weiterhin ist das Verbot von
unfreiwilligen Jungfräulichkeitstests und
Genitaluntersuchungen zu nennen.

Hindernisse für die gleichberechtigte Par-
tizipation der Frau am gesellschaftlichen so-
wie wirtschaftlichen Leben stellten die sehr
hohe Analphabetenrate, die in den kurdi-
schen Regionen um ein zigfaches höher
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